
 

Wie Ziegelheim nach Thüringen kam 

von Michael Etzold, Heimatforscher 

 

Werte Leserinnen und Leser – 35 Jahre nach der politischen Wende in der DDR ist es mir ein 

Anliegen, die Geschichte des Wechsels der Gemeinde Ziegelheim nach Thüringen zu erzählen. 

Es haben sich viele Varianten dieser Abläufe und auch Mythen erhalten. Auch eine junge 

Nachwende-Generation interessiert sich immer mehr für diese Abläufe. Zum ersten Mal 

berichte ich hier nicht nur aus historischen, recherchierten Quellen, sondern bin selbst auch 

Zeitzeuge. Um die Vorgänge in Ziegelheim, eventuelle Beweggründe und Meinungen zu 

verstehen, ist es nach meiner Auffassung aber nötig, etwas Hintergrundwissen an den Anfang 

zu stellen. Das Wissen über Ziegelheim beschränkt sich allgemein auf: „Ziegelheim war mal 

sächsisch.“ / „Ziegelheim wurde gezwungen, nach Thüringen zu gehen, obwohl alle nach 

Sachsen wollten.“ / „Die Ziegelheimer Kirche ist heute noch sächsich.“  

Schieben wir am Anfang kurz die Geschichte Thüringens ein: 

 
(Auf dem Weg zur Gründung eines Landes Thüringen, 16.12.1919.) 

Nachdem im November 1919 nacheinander die 8 Monarchen der thüringischen Staaten 

abgedankt hatten und sich „Freistaaten“ und „Volksstaaten“ gebildet hatten, einigten sich deren 

politische Spitzen auf die Gründung eines Landes Thüringen. Am 1.Mai 1920 wurde die 

Gründung vollzogen. Das Land Thüringen umfasste die ehemaligen Staaten Sachsen-Weimar-

Eisenach, Sachsen-Gotha (der Coburger Teil ging nach Bayern), Sachsen-Meinigen, Sachsen-

Altenburg, Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarzburg-Sondershausen und Reuß. Es fehlten noch 

einige Teile des heutigen Nord-Thüringens und die preußische Enklave Erfurt. Hauptstadt 

wurde Weimar. Dieses „erste Thüringen“ hatte nur eine kurze Lebenszeit – bereits mit 

Machtübernahme der Nationalsozialisten 1933 wurde die Gleichschaltung der Länder 



betrieben. Mit dem am 7.April 1933 erlassenen „Zweiten Gesetz zur Gleichschaltung der 

Länder mit dem Reich“ wurde der „Putsch von Oben“ – die Machtergreifung in den Ländern 

durch „Reichsstatthalter“ – legalisiert und manifestiert. Mit diesem Gesetz wurde den 

Reichsstatthaltern die Befugnis erteilt, Landesregierungen zu ernennen und zu entlassen. 

Außerdem erhielten sie die Ermächtigung, Landesgesetze zu verkünden, unmittelbare 

Staatsbeamte zu ernennen und das Begnadigungsrecht durchzuführen.. Die NS-Propaganda 

meint dazu: „Durch dieses Gesetz wurde die deutsche staatliche Zerissenheit beseitigt und die 

Reichseinheit sichergestellt.“ – 1945 wurden die Institutionen des Landes wiederhergestellt und 

die Enklave Erfurt eingegliedert (Preußen wurde zuvor durch die Alliierten zerschlagen). Von 

1950 bis 1952 war Erfurt Hauptstadt Thüringens. Zusammenfassend hatte es das Land 

Thüringen als „freies Land“ von 1920 bis 1933 (13 Jahre) gegeben, gleichgeschaltet als „Gau 

Thüringen“ von 1933 bis 1945 (12 Jahre) und unter Besatzung und DDR-Regierung von 1945 

bis 1952 (7 Jahre). Die Frage stellt sich, ob sich unter diesen Voraussetzungen eine 

„Thüringische Identität“ bilden konnte und ob diese dann 1990 noch existierte. 

--- 

Zu Sachsen gibt es dieses anzumerken: 

Wenn auch die Zeit zwischen 1933 und 1945 in Sachsen ebenso „gleichgeschaltet“ war, wie in 

Thüringen, hat es dieses Land in dieser Form und Größe seit dem Wiener Kongress 1815 

gegeben. Auch davor war es Kernland des alten Königreichs gewesen (2/3 des Territoriums 

gingen 1815 an Preußen und bildeten die „Preussische Provinz Sachsen“, welches mit dem 

Fürstentum Anhalt heute das Land Sachsen-Anhalt bildet. Einige Teile gingen auch an das 

heutige Brandenburg.). Nach 1945 kamen die Lausitzer Gebiete westlich der Neiße noch an 

Sachsen.  

Die evangelisch-lutherische Landeskirche Sachsen ist eine der ältesten und war einst die größte 

im alten Reich. 

--- 

Wichtiges zu Ziegelheim: 

Wenn wir von Ziegelheim zur Wendezeit reden, meinen wir ein Gebilde, welches verschiedenen 

Ursprungs ist. Während die Ortsteile Ziegelheim (mit Uhlmannsdorf), Niederarnsdorf und 

Gähsnitz bis 1952 zu Sachsen gehörten, war Engertsdorf (Hinteruhlmannsdorf und Heiersdorf 

bei Niederwiera) immer Teil des Altenburger Herzogtums gewesen und gehörte damit, wie oben 

beschrieben, zu Thüringen. Wie auch immer die Länderwahl ausgehen würde – ein Teil der 

Gemeinde Ziegelheim würde nicht in dem Bundesland landen, dem es ursprünglich angehörte. 

Die Kirchgemeinde Ziegelheim umfasste ebenfalls nicht die gesamte politische Gemeinde. Sie 

bestand immer aus Ziegelheim, Uhlmannsdorf und Niederarnsdorf. Gähsnitz gehörte immer zur 

Kirchgemeinde Oberwiera (ein winziger Teil sogar nach Niederwiera). Hinteruhlmannsdorf 

war und ist Teil der Kirchgemeinde Frohnsdorf und Heiersdorf gehört bis heute nach 

Niederwiera. – Reden wir heute also über „die Kirche Ziegelheim“, meinen wir die Ortsteile 

Ziegelheim (mit Uhlmannsdorf) und Niederarnsdorf. 

--- 

 

 



Aufbau eines neuen Verwaltungsapparates in der DDR 1952: 

Im Jahre 1952 versuchte der Pieck-Grotewohl-Ulbricht-Machtapparat, mehr direkte Macht auf 

die „Provinzen“ zu bekommen. Dazu schaffte er die Länder mit deren eigenen Regierungen und 

Verwaltungen ab und formte 14 Bezirke der DDR + die unter alliiertem Sonderstatus stehende 

Osthälfte Berlins, „Hauptstadt der DDR“ genannt. 

Wichtig: Es handelte sich ausschließlich um eine „weltliche“ Verwaltungsreform. Die alten 

kirchlichen Verwaltungsstrukturen blieben bis zur Wende bestehen und wurden nicht den 

Bezirken angepasst! 

 

 



Einführung der Bezirke in der DDR – Dem Bezirk Leipzig wird der Landkreis Altenburg, seit 

1920 dem Land Thüringen angehörend, angegliedert und in die Kreise Altenburg und Schmölln 

geteilt – die linke Spitze des „Backenzahns“ entsteht. (Hintergrundwissen: Das Herzogtum 

Sachsen-Altenburg bestand aus zwei von einander entfernten Landesteilen. Dem Bezirk Leipzig 

wurde nur der ehemalige „Ostteil des Herzogtums“ angegliedert. Der „Westteil des 

Herzogtums umfasste das Gebiet Kahla-Roda-Eisenberg. Aus diesem wurde der Landkreis 

Stadtroda, der wiederum zerlegt wurde. Das Gebiet ist heute Teil des Saale-Holzland-Kreises.) 

 



 

 

 



Nach der Wende 1989: 

Der ersten freigewählten Gemeindevertretung Ziegelheims obliegt auch die Aufgabe, sich mit 

der künftigen Landeszugehörigkeit zu beschäftigen.  

 

 



 

Ziemlich schnell nach der Wahl geht es „in die Vollen“. Die letzte DDR-Regierung muß rasch 

die Bezirke abschaffen und Länderstrukturen vorbereiten – nur so ist ein schneller „Beitritt zum 

Geltungsbereich des Grundgesetzes“ möglich. Dazu wird in den Kreisen Altenburg und 

Schmölln eine Bürgerbefragung durchgeführt, deren Mehrheitsmeinung den Ausschlag für die 

künftige Länderzugehörigkeit geben soll.. eigentlich.. – Den Kreisen Altenburg und Schmölln 

wurde dieses Recht eingeräumt, da sie 1952 dem jetzt wieder sächsischen Bezirk Leipzig 

einverleibt worden waren. (Hintergrundwissen: Die SDP (DDR-Sozialdemokraten) und die 

CDU stehen kurz vor der Vereinigung mit ihren West-Pentanden, der Wahlkampf im März wurde 

massiv von diesen unterstützt. Vor allem Kanzler Helmut Kohl wirbt für die schnelle Einführung 

der D-Mark und „blühende Landschaften“ im Osten. Der schnellen Wiedervereinigung wird 

alles andere untergeordnet. (Weltpolitisch gesehen war tatsächlich Eile geboten – 1991 löste 

sich die Sowjetunion auf, eine Wiedervereinigung wäre sicher ungleich schwieriger 

geworden..))  

 

 

Gegen Ende des obigen Textes finden Sie bereits einen Hinweis auf den „Ziegelheimer 

Sonderweg“.. 



 

 

Hier zeigt sich bereits das Dilemma, die Ursache, für die bis heute anhaltenden 

„Verstimmungen“. Das Ergebnis der Bürgerbefragung sollte der Leitfaden für die 

Kreistagsabgeordneten sein. Denn letztlich hatten diese den entsprechenden Kreistagsbeschluß 

über die Länderzugehörigkeit zu fällen. Wie der untere Artikel zeigt: Es war den Politikern 

schon 1990, am Beginn der „großen Freiheit“, herzlich egal, was die Bevölkerung wollte – 

Parteipolitik ging vor. Wer sich die Mühe macht, den Artikel zu lesen, wird feststellen, das das 

Volk Recht hatte, nicht die Partei! Der Landkreis ist immer ein Anhängsel Thüringens 

geblieben. Die damals noch vorhandene Einbindung in den Wirtschaftsraum Halle-Leipzig-

Borna-Böhlen-Espenhain, ja bis nach Chemnitz und eben auch die Bedeutung der 

Zugverbindung Leipzig-Werdau – all das ging verloren, eine feste Einbindung in irgend einen 

thüringischen Wirtschaftsraum erfolgte nie. Dieser endet von Jena aus gesehen am Hermsdorfer 

Kreuz und Gera hatte nach dem Wismut-Ende jahrzehntelang riesige Probleme mit seiner 

„Gesundschrumpfung“ und Verschuldung. Als Sahnehäubchen hat Sachsen seine Autobahn um 

den Kreis Altenburg herumgebaut, ohne einen ostthüringischen Anschluß.. aber das Volk ist ja 

dumm..  (Diese letzten Zeilen  stellen die Privatmeinung des Autors dar und spiegeln seine 

eigenen Erfahrungen und Forschungsergebnisse wider.. Hier wird auch nicht eine bestimmte 

Partei angeprangert. Bekanntlich stellte ja die CDU die erste thüringische Regierung und den 

ersten Altenburger Landrat.) 



 

 

 

 

 



Artikel vom 11.07.1990 – man beachte die oberen Zeilen der rechten Spalte! 

 



 



Bereits im August 1990, vier Wochen nach dem Kreistagsbeschluß, ist der Kreis Altenburg als 

Wahlkreis zur Thüringer Landtagswahl gesetzt, die tatsächlich kurz nach der 

Wiedervereinigung (3.10.90) am 14.10.90 stattfindet: 

 

Wie der untere Artikel zeigt, die Kreise Altenburg und Schmölln sind nun „feste Bestandteile“ 

Thüringens. Wichtig: 1990 bis 1994 war der Kreis Schmölln eigenständig. Die dortige 

Bürgerbefragung ergab eine deutliche Mehrheit für Thüringen, die vom Schmöllner Kreistag 

auch korrekt übernommen wurde.. 

 



   

    

 

Hier endet die Geschichte des Landkreises Altenburg betreffend der Landeszugehörigkeit. 

--- 



Der „Sonderweg“ der Gemeinde Ziegelheim: 

Grenzgemeinden, die bis Sommer 1952 einem anderen Bundesland angehört hatten, haben die 

separate Möglichkeit, unabhängig vom Landkreis und dessen Bürgerbefragungen und 

Kreistagsbeschlüssen, für sich selbst eigene Entscheidungen herbeizuführen. Zu diesem 

Zeitpunkt waren Gebietsaustausche, sowohl in Kreis- als auch auf Gemeindeebene noch relativ 

einfach – nicht zu vergleichen mit den heutigen „theoretischen“ Möglichkeiten. Warum? Die 

Landesstrukturen gab es noch nicht, das Landesverwaltungsamt als zentrale Mittelbehörde war 

noch nicht geschaffen und es gab weder in Sachsen noch in Thüringen Landesverfassungen in 

denen das Staatsgebiet festgeschrieben war. Für eine kurze Zeit hatten die Landräte und 

Kreistage große reale Macht in den neuen Ländern.  

(Hintergrundwissen: In den Landes- ( Bezirks-), Kreis- und Gemeindeverwaltungen waren 

mangels Alternativen weiterhin die meisten DDR-Funktionäre und DDR-Angestellten tätig, bis 

in die  Abteilungsleiterebene. / Während sich die SDP (Ost-SPD) im Oktober 1990 neu 

gründete, legten Ost-CDU, Bauernpartei, Liberale,.. kurzfristig ihren „Blockpartei-Status“ 

(auch „Blockflöten“ genannt) ab – die meisten Mitglieder waren aber nach wie vor die alten..) 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 



 
 

Erst auf den zweiten Blick wird sich Mancher wieder erinnern: Diese „Thüringisch-Sächsische 

Grenze“ wurde tatsächlich gezogen. Der Autor überquerte sie regelmäßig und schmunzelte in 

sich hinein. Der „Grenzort“ befand sich an der Flurgrenze Niederarnsdorf-Nirkendorf, oben auf 

der Bergkuppe, in der dortigen kleinen Senke. Die „Grenzpfähle“ verschwanden nach der 

zweiten Bürgerbefragung relativ rasch. Die Farbe auf der Straße war hingegen von guter 

Qualität – man sah die Reste noch 1-2 Jahre nach der Aktion .. 





 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 

 

 

 

 

 

 



Erstaunlich schnell wurde ein klein wenig Geld in Erfurt gefunden.. 

 

--- 

Kirchgemeinde Ziegelheim: 

Im Protokoll zur Kirchenvorstandssitzung vom 28.11.1991 heißt es unter Punkt 1: „Nach 

ausgiebiger Beratung wurde einstimmig beschlossen, zunächst der sächsischen Landeskirche 

weiter anzugehören. Sollte die wirtschaftliche, kulturelle und bildungsmäßige Arbeit in Zukunft 

zu anderen Überlegungen zwingen, soll wieder neue beraten und abgestimmt werden. Die 

Zukunft des Altenburger Landes scheint ohnehin nicht im Lande Thüringen festgeschrieben zu 

sein.“ 

Im Protokoll zur Kirchenvorstandssitzung vom 19.11.1993 heißt es unter Punkt 4: „Im 

kommenden Jahr müßte über eine Verwaltungsgemeinschaft entschieden werden. Wenn 

Ziegelheim doch nach Thüringen wechselt, soll die Entscheidung gemeinsam gefällt werden. 

Kirchenvorsteher werden über den vorteilhaften Schritt nachdenken. Eine 

Gemeindeversammlung einzuberufen wurde angedacht.“ (Hintergrundwissen: Zu dieser Zeit 

kooperieren die politischen Gemeinden Ziegelheim und Ehrenhain miteinander, über eine 

Fusion wird laut nachgedacht. Die Kirchgemeinde Ziegelheim verhandelt ebenfalls über eine 

„Verwaltungsgemeinschaft“. Mit Ehrenhain und Oberarnsdorf werden Gespräche geführt.) 

Die Kirchenvorstandssitzung vom 17.02.1994 ist eine gemeinsame Sitzung der 

Kirchenvorstände von Ehrenhain und Ziegelheim. Hauptthema ist die Zugehörigkeit 

Ziegelheims zu Sachsen oder Thüringen. Im Protokoll heißt es: „Pfarrer Brehm stellt die Lage 

aus Sicht der thüringischen Kirche dar. Ehrenhain bekommt 70 Punkte für die Anstellung eines 

Pfarrers. – 1.Möglichkeit: Auflösung ist vom Tisch. / 2.Möglichkeit: Eine Gemeinde dazu 

ziehen. / 3.Möglichkeit: Bleiben bei 70% für weitere Stellenbesetzung – ungünstig! – Pfarrer 

und Kirchenvorsteher stellen die Gemeinde vor und ersuchen den Kirchenvorstand Ziegelheim, 

zu prüfen, ob eine Anbindung an die Gemeinde Ehrenhain sinnvoll erscheint. Es folgt eine 

umfassende Diskussion über Für und Wider eines Wechsels der Kirchgemeinde von Sachsen 

nach Thüringen. Der kommende Aspekt spielt eine große Rolle. Sollte Ziegelheim mit Nobitz 

eine Verwaltungsgemeinschaft eingehen, könnte es für einen Wechsel sprechen; eine 

Angliederung an Niederhain würde neuen Zündstoff entfalten können. Der Ziegelheimer 

Kirchenvorstand will nun noch das Gespräch mit dem Bezirkskirchenvorstand Glauchau 

abwarten. Die Schulanbindung der Zukunft erscheint allen Beteiligten wichtig! Letztlich liegt 

die Entscheidung beim Kirchenvorstand Ziegelheim. Eine Meinungsäußerung der 

Kirchgemeindeglieder soll ins Auge gefasst werden.“ 



Im Protokoll zur Kirchenvorstandssitzung vom 26.08.1994 heißt es unter Punkt 1: „Information 

über Bauanzeige – Antwort des Bezirkskirchenamtes (Chemnitz): Bis zur endgültigen 

Entsscheidung, ob die Kirchgemeinde nach Thüringen geht, bleibt die Bearbeitung liegen. ..“ 

Im September kommt es zu einer Visitation durch den Superintendenten und einer 

Kirchenbesichtigung mit dem MDR-Fernsehen. Es stehen dringende Erhaltungsarbeiten am 

Kirchgebäude an.. 

Im Protokoll zur Kirchenvorstandssitzung vom 17.10.1994 heißt es unter Punkt 2: „Der 

Kirchenvorstand beschloß bei einer Stimmenenthaltung bei der Landeskirche Sachsen zu 

bleiben. – Das in Chemnitz vorliegende Projekt der Kirchenrestaurierung soll wieder aktiviert 

werden. Bauleitung soll Dr.Salomon (übertragen werden..).“ 

 

--- 

Die Kirchgemeinde Ziegelheim war unterdessen von der weltlichen Politik überrollt worden. 

Die politischen Entscheidungsträger hatten ein Zuammengehen mit Ehrenhain und ein 

Hinwenden in Richtung Nobitz zugunsten der eigenen Souveränität innerhalb der 

Verwaltungsgemeinschaft Wieratal aufgegeben. Damit waren auch weitere Gespräche der 

Kirchgemeinde mit Ehrenhain nicht mehr zielführend. 



 

Der unten dokumentierte neue Ziegelheimer Gemeinderat war zugleich der erste, der mit der 

Akzeptanz der Zugehörigkeit zu Thüringen wirkte und als wichtigstes Projekt den noch vom 

alten Gemeinderat auf den Weg gebrachten Beitritt zur Verwaltungsgemeinschaft Wieratal 

umsetzte. Durch diese „Verwaltungsverschmelzung“ und der damit verbundenen Abschaffung 

der eigenen Verwaltungsorgane, war das Thema „Sachsen“ endgültig vom Tisch. 

 



 

 

 

 

 

 

 



 

 



 

--- 

Letztmalig wurde das Thema im Jahre 2011 für politische Spielchen benutzt: 

 

 



Bevor der Autor nun zum Schlußwort kommt, hier noch einige statistische Angaben: 

1. Die ersten freien Kreistagswahlen fanden am 6.Mai 1990 statt. Es waren insgesamt 85 

Mandate zu vergeben. Wahlsieger wurde die CDU mit 43,3% der Stimmen. Sie gewann 

37 Mandate. Mit 21% wurde die SPD (bis August eigentlich noch SDP) Zweiter und 

errang 18 Mandate. Die PDS (SED-Nachfolger) errang mit 10,6% 9 Mandate. BFD 

(Liberale) und Bündnis 90 erhielten jeweils 6 Mandate, DSU 5 Mandate, Bauern 2 

Mandate und der DBD ebenfalls 2 Mandate.  

2. Der Kreistagssitzung im Juli 1990, auf der der Beschluß zugunsten Thüringens gefasst 

wurde, wohnten nur 65 der 85 Mandatsträger bei. Von diesen stimmten 38 für 

Thüringen. 

3. Die Bürgerbefragung im Juni fiel im Kreisdurchschnitt mit 53,8% zugunsten Sachsens 

aus.  

4. In der Gemeinde Ziegelheim stimmten im Juni 1990 86% der Wähler für den Anschluß 

des Kreises Altenburg an Sachsen. 

5. Die Wähler Ziegelheims boykottierten die Thüringer Landtagswahl im Oktober 1990 

mit einer geringen Beteiligung von nur 34,8%. 

6. Die Abstimmung der Ziegelheimer Bürger am 29.09.1991 fiel mit 64,37% zu Gunsten 

Thüringens aus. Die Wahlbeteiligung war mit 83,6% sehr hoch. 

--- 

Schlußwort:  

Mit dem Abstand von über 30 Jahren und nach dem intensiven Studium all der erhaltenen 

Unterlagen lässt sich sagen – Der Altenburger wollte 1990 eigentlich einfach nur in den 

Strukturen des Bezirkes Leipzig eingebunden bleiben (wirtschaftlich, 

verwaltungstechnisch, Eisenbahn, Post..). Ihm war Erfurt ebenso fremd und weit weg wie 

Dresden. Der Ziegelheimer wollte eigentlich im gewohnten Kreis bleiben. Glauchau und 

Zwickau waren ihm nach fast 40 Jahren ebenso fremd geworden. Letztlich spielten die 

finanziellen, schulpolitischen und verwaltungstechnischen Netzwerke die größte Rolle. 

Nach damaliger Meinung der Volksmehrheit (die aus heutiger Sicht nicht ganz falsch ist..) 

wäre die optimale Lösung der Gang des Kreises Altenburg nach Sachsen die Optimal-

Lösung gewesen. Die Befürchtung des Abgehängtseins in Thüringen hat sich leider 

bewahrheitet. Im Laufe der Zeit wurde der Landkreis auch vom „System Sachsen“ 

entkoppelt. So ist heute jede Diskussion über einen Wechsel als politischer Unsinn zu 

betrachten. – Ein Letztes bleibt noch zu sagen: Bereits unmittelbar nach der ersten „freien 

Wahl“ begingen die damaligen Mandatsträger einen Vertrauensbruch gegenüber ihrer 

eigenen Wählerschaft. Sie waren bereits wieder treue „Parteisoldaten“ (oder immer noch..), 

deren Parteivorgaben und/oder private Meinungen ihnen über die Meinung ihrer Wähler 

gingen. Sie kamen davon, ohne sich je rechtfertigen zu müssen. Die neue D-Mark, die 

anstehende Wiedervereinigung, Reisefreiheit, Job-Ängste – all das schaffte gerade neue 

unmittelbare Realitäten, Freuden aber auch Sorgen und Ängste. Was interessierte 

Kreispolitik, wo doch die große Welt offen stand.  - Aber ganz so einfach war es eben doch 

nicht – erstaunlicherweise befassten sich damals viele Bürger mit Dorf-, Heimat- und 

Regionalgeschichte – mehr als heute – und verfolgten das Ganze genau. Hier begann bereits 

wieder das Mißtrauen gegenüber der Politik und den Politikern zu wachsen. Bis heute hat 

sich keiner der damaligen Kreisräte offenbart oder auch nur Beweggründe genannt, welche 

damals für Thüringen sprachen. Und diese gab es zweifellos. Das damalige 



Durchschnittsergebnis im Kreis lautete bekanntermaßen 53,8%. Aber so wie es Gemeinden 

ähnlich Ziegelheim gab (86% für Sachsen), sprachen sich sicher andere Gemeinden auch 

deutlich für Thüringen aus. Wir werden nie erfahren, welche Abgeordneten für welches 

Land gestimmt haben und woher diese Abgeordneten selbst stammten – es war eine 

geheime Wahl.. 

Übrigens ist das Auswerten der oben gezeigten Dokumente der Thüringer und der 

Sächsischen Landesregierung ein Paradebeispiel für Beamten-Bürokratie. Während für 

sächsische Regierungsbeamte logisch erschien, das ein Ziegelheimer Votum für den Gang 

des Kreises Altenburg nach Sachsen eben auch ein Votum für Ziegelheim selbst bedeutet, 

da es ja Teil des Kreises ist und nur deshalb ja überhaupt befragt wurde – sahen das 

thüringische Regierungsbeamte völlig anders: Es war ausschließlich ein Votum für den 

Kreis! Basta! Für die Gemeinde muß eine separate Bürgerbefragung durchgeführt werden! 

Und damit lässt sich hervorragend Zeit gewinnen, Meinungen ändern sich … 

Michael Etzold 

Heimatforscher und Jahrgang 1974 

www.ziegelheim.de 

Quellen: Privatarchiv Etzold (Die meisten Artikel entstammen der Leipziger Volkszeitung, 

andere der Freien Presse und den Altenburger Nachrichten.) 

 


